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Ergänzungsblätter zum Buch

Telekommunikationsgesetz 2021
7. Auflage

Die Änderungen sind unterlegt

Der Novellenspiegel ist zu ergänzen:
BGBl. I Nr. 182/2023 (Art. 12 DSA-Begleitgesetz; GP XXVII RV 2309 AB 2344)
BGBl. I Nr. 6/2024 (Art. 2; PG XXVII 3821/A AB 2419)

§ 47 Abs. 2 hat zu lauten:
(2) Sofern durch eine Maßnahme nach Abs. 1 Zuständigkeiten der KommAustria,

wie insbesondere jene nach § 199 Abs. 4a, betroffen sind, ist das Einvernehmen mit der
KommAustria herzustellen. Dies gilt nicht für Verfahren der Telekom-Control-
Kommission. Der KommAustria kommt in diesen Verfahren auf Antrag Parteistellung
zu. § 199 Abs. 5, 6 und 7 ist sinngemäß anzuwenden.

§ 167 Abs. 5 Z 2 hat zu lauten:
2. Zugangsdaten an Gerichte und Staatsanwaltschaften nach Maßgabe des § 135

Abs. 1a zweiter Fall StPO;

§ 181 Abs. 9 hat zu lauten:
(9) Anbieter sind auf schriftliches Verlangen der zuständigen Gerichte, Staatsan-

waltschaften oder der Kriminalpolizei (§ 135 Abs. 1a erster Fall StPO) verpflichtet, die-
sen zur Aufklärung und Verfolgung des konkreten Verdachts einer Straftat Auskunft
über Stammdaten (§ 160 Abs. 3 Z 5) von Nutzern zu geben. Dies gilt sinngemäß für
Verlangen der Sicherheitsbehörden, Finanzstrafbehörden und militärischen Nachrich-
tendienste nach Maßgabe des § 53 Abs. 3a Z 1 SPG, des § 99 Abs. 3a FinStrG, des § 11
Abs. 1 Z 5 Polizeiliches Staatsschutzgesetz – PStSG, BGBl. I Nr. 5/2016 und des § 22
Abs. 2a MBG. In dringenden Fällen können aber solche Ersuchen vorläufig mündlich
übermittelt werden.

§ 194a wurde eingefügt:

Aufgaben der Servicestelle für Künstliche Intelligenz
§ 194a. (1) Im Rahmen der nach § 17 Abs. 8 KOG bei der RTR-GmbH eingerichteten

„Servicestelle für Künstliche Intelligenz“ (KI) umfasst die Aufgabe des Fachbereichs
Telekommunikation und Post jedenfalls folgende Unterstützungs- und Beratungsleis-
tungen für die Öffentlichkeit, insbesondere in Bezug auf:
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1. die regulatorischen Rahmenbedingungen bei der Entwicklung und den Einsatz
von KI in Unternehmen und öffentlichen Rechtsträgern;

2. die regulatorischen Rahmenbedingungen für die technische Dokumentation von
KI-Systemen einschließlich der Informationen für Nutzerinnen und Nutzer;

3. die Förderung des Wissensaufbaus und -austausches zu KI und den Märkten für
KI-Anwendungen, insbesondere durch Durchführung von Studien, Analysen
und Fachveranstaltungen;

4. die Auswirkungen von KI auf Cyber-Sicherheit;
5. bereits eingesetzte KI in Hochrisikobereichen.

Zur Erfüllung dieser Aufgaben kommt der Servicestelle, der Querschnittsmaterie ent-
sprechend, auch eine koordinierende Funktion zu.

(2) Berührt eine Tätigkeit der Servicestelle im Fachbereich Telekommunikation und
Post Fragen der Medien und Meinungsvielfalt sowie medienpolitische Themenstellun-
gen in Zusammenhang mit KI, so hat der Geschäftsführer für den Fachbereich Tele-
kommunikation und Post für die weitere Vorgangsweise zur Behandlung des Themas in
seinem Fachbereich das Einvernehmen mit dem Geschäftsführer des Fachbereichs
Medien herzustellen.

§ 199 Abs. 1 Z 1 lit. d wurde aufgehoben.

§ 199 Abs. 4 Z 1 hat zu lauten:
1. sowohl für die Verbreitung von

a) elektronischen Audiomedien und elektronischen audiovisuellen Medien im
Sinne des § 1 Abs. 1 KOG, einschließlich Rundfunk im Sinne des BVG-
Rundfunk,

b) Zusatzdiensten im Sinne des § 2 Z 44 AMD-G,
c) Video-Sharing-Plattformen im Sinne des § 2 Z 37b AMD-G als auch

§ 199 Abs. 4a wurde eingefügt:
(4a) Die KommAustria ist zur Wahrnehmung der Befugnisse und Aufgaben nach der

Verordnung (EU) Nr. 2022/2065 über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und zur
Änderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz über digitale Dienste), ABl. Nr. L 277 vom
27. Oktober 2022 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 310 vom
1. Dezember 2022 S. 17, sowie dem Koordinator-für-digitale-Dienste-Gesetz, BGBl. I
Nr. 182/2023, zuständig.

§ 217 Abs. 2 und Abs. 3 wurden angefügt:
(2) § 47 Abs. 2, § 167 Abs. 5 Z 2, § 181 Abs. 9, § 199 Abs. 4 Z 1 lit. c sowie § 199

Abs. 4a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 182/2023 treten mit
17. Februar 2024 in Kraft; gleichzeitig tritt § 199 Abs. 1 Z 1 lit. d und Abs. 4 Z 1 lit. d
außer Kraft.

(3) Das Inhaltsverzeichnis und § 194a samt Überschrift in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 6/2024 treten mit 1. Jänner 2024 in Kraft.


